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Erfahrungen aus der Praxis

Rechtskonferenz des Ministeriums 
für Post- und Fernmeldewesen

Als Bestandteil der Vorbereitungen des Ministeriums für 
Post- und Fernmeldewesen auf den X. Parteitag der SED 
fand im November 1980 die zweite zentrale Beratung des 
Ministeriums über Rechts- und Sicherheitsfragen statt, an 
der die Leiter der Direktionen und zentralen Ämter, Justi­
tiare, Hauptbuchhalter sowie auf dem Gebiet von Ordnung 
und Sicherheit tätige Mitarbeiter der Deutschen Post teil- 
nahmen. Vertreten waren auch der Zentralvorstand und 
Bezirksvorstände der IG Transport- und Nachrichtenwesen 
sowie leitende Funktionäre zentraler Rechts- und Sicher­
heitsorgane.

Staatssekretär Dr. M. С a 1 о v zog Bilanz über die Er­
gebnisse der Erfüllung der Direktive des IX. Parteitages 
der SED im Post- und Fernmeldewesen und würdigte dabei 
die hervorragendem Leistungen von Werktätigen der Deut­
schen Post. So kämpften 1980 z. B. 6 434 Kollektive der 
Deutschen Post um die Anerkennung als Kollektiv der 
vorbildlichen Ordnung und Sicherheit. Ihr konsequentes 
Eintreten für Ordnung und Sicherheit hat wesentlich zur 
Erfüllung der Planaufgaben der Deutschen Post beigetra­
gen.

Der volkswirtschaftlich notwendige Leistungsanstieg in 
den 80er Jahren erfordert, die volle Funktionstüchtigkeit 
und stete Einsatzbereitschaft des staatlichen Nachrichten­
wesens zu sichern und den Kampf um die Erfüllung der 
Planaufgaben noch enger mit der Durchsetzung von Gesetz­
lichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit zu verbinden. 
Es muß erreicht werden, daß die Einhaltung der sozialisti­
schen Rechtsnormen zur Selbstverständlichkeit, zur Le­
bensgewohnheit wird. Dazu ist in erster Linie eine noch 
umfassendere politisch-ideologische Arbeit mit den Men­
schen erforderlich.

Trotz der von der Deutschen Post verstärkt durchge­
führten vorbeugenden Tätigkeit zur Vermeidung von 
Kabelschäden ist es wiederholt zu Verstößen gegen § 12 
Abs. 2 der АО über den Schutz der Fernmeldelinien der 
Deutschen Post vom 3. April 1959 (GBl. I Nr. 28 S. 462) 
gekommen. Als Ursachen für diese Kabelbeschädigungen 
wurde immer wieder festgestellt, daß die gemäß der ASAO 
631/3 — Erdarbeiten und Verlegung von Leitungen in die 
Erde — vom 21. November 1972 (GBl.-Sdr. Nr. 247) erfor­
derlichen Erlaubnisscheine für Erdarbeiten nicht eingeholt 
werden, daß Erlaubnisschein und Lageplan der Kabel auf 
der Baustelle nicht vorliegen, die unmittelbar Bauausfüh­
renden (z. B. Baggerführer) über die Kabellage nicht un­
terrichtet wurden oder daß Auflagen der Deutschen Post 
(z. B. über Handschachtung an Gefährdungspunkten) nicht 
eingehalten werden. Mitunter ignorieren die Rechtsver­
letzer zur Durchsetzung betriebsegoistischer Interessen 
oder aus persönlicher Nachlässigkeit bewußt die Rechts­
vorschriften über den Schutz von Fernmeldeanlagen.

Den Schutz des Volkseigentums zu erhöhen verlangt 
von den Mitarbeitern des Post- und Fernmeldewesens, 
gegen Inventurdifferenzen und ökonomische Verluste aller 
Art zu kämpfen, dabei den Abwehrmechanismus von 
Rechnungsführung und Statistik zielgerichtet einzusetzen 
und unter Mitwirkung der auf dem Gebiet von Sicherheit 
und Ordnung tätigen gesellschaftlichen Kräfte in den 
Wohnbereichen die unberechtigten Einwirkungen auf Fern­
meldeanlagen, insbesondere auf öffentliche Münzfern­
sprecher, zu verhindern. Es kommt weiter darauf an, das 
der Deutschen Post zur Beförderung anvertraute persön­
liche Eigentum vor Beschädigungen und Verlusten zu 
schützen und die Ordnung und Sicherheit im Funkver­
kehr sowie im Umgang mit Funkanlagen zu verbessern.

Zu diesen Problemen wurden in der Diskussion vielfäl­
tige Erfahrungen über bewährte Arbeitsmethoden ausge­
tauscht. Aus den Abteilungen und Sektoren des Ministe­
riums, von Bezirksdirektionen und von den dem Ministe­
rium direkt unterstellten Ämtern wurde eine Reihe von 
Vorschlägen zur besseren Durchsetzung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit im Post- und Fernmeldewesen sowie zur 
Zusammenarbeit mit territorialen Justiz- und Sicherheits­
organen und zur Verbesserung der Rechtspropaganda 
unterbreitet.

Der stellvertretende Vorsitzende des Senats für Arbeits­
recht des Obersten Gerichts, Dr. H. N e u m a n n ,  betonte 
als gemeinsames Leitmotiv für die Arbeit der Rechtspflege­
organe und der Deutschen Post die strikte Wahrung der 
sozialistischen Gesetzlichkeit, der Ordnung, Disziplin und 
Sicherheit in allen Bereichen. Anhand von Beispielen wies 
er nach, wie die Leiter und die Arbeitskollektive erziehe­
risch wirksam werden können, um Rechtsverletzungen vor­
zubeugen.

Der Leiter der Hauptabteilung Gerichte im Ministerium 
der Justiz, H. H e i l b o r n ,  hob besonders die Bedeutung 
des Post- und Fernmeldewesens für die Wahrung der all­
gemeinen Sicherheit des Staates hervor. Er orientierte dar­
auf, die gesellschaftlichen Gerichte und andere gesellschaft­
liche Kräfte in stärkerem Maße bei der Leitungstätigkeit 
zur Wahrung und Durchsetzung von Recht und Gesetz­
lichkeit zu berücksichtigen und ihre Mitwirkung an der 
Vorbeugung und Bekämpfung von Rechtsverletzungen zu 
nutzen.

In seinem Schlußwort verpflichtete der Staatssekretär 
Dr. M. Calov die Leiter der Organisationseinheiten der 
Deutschen Post, die im Ergebnis der Beratung festgelegten 
Maßnahmen zur Verbesserung der Rechtsarbeit sowie von 
Ordnung und Sicherheit konsequent und verantwortungs­
bewußt zu verwirklichen.

Dr. SIEGFRIED BAUMANN,
Leiter des Sektors Recht
im Ministerium für Post- und Fernmeldewesen

Koordinierte Arbeitsweise 
auf dem Gebiet der Ordnung 
und Sicherheit in Weißwasser

Die staatlichen und gesellschaftlichen Leitungsorgane un­
serer Stadt haben sich das Ziel gestellt, in einer vielfälti­
gen Öffentlichkeitsarbeit den Bürgern den Inhalt der Be­
wegung für vorbildliche Ordnung und Sicherheit bewußt zu 
machen, den realen Stand der Entwicklung auf diesem 
Gebiet regelmäßig einzuschätzen und die fortgeschritten­
sten Erfahrungen in allen gesellschaftlichen Bereichen zu 
verallgemeinern.

In der Ortsleitung der SED, im Stadtausschuß der Na­
tionalen Front und in der Stadtverordnetenversammlung 
wurde über diese Aufgabenstellung beraten. Der auf dieser 
Grundlage erarbeitete Programmentwurf wurde in den 
staatlichen und gesellschaftlichen Organen, Betrieben, Ein­
richtungen sowie in den Wohnbezirken öffentlich disku­
tiert, bevor unsere örtliche Volksvertretung darüber be­
schlossen hat.

Bewährt hat sich für den Erfahrungsaustausch und die 
Koordinierung der Aufgaben die Durchführung von Rechts­
konferenzen in der Stadt, und zwar im Zeitabstand von 
jeweils zwei Jahren. So standen z. B. im Mittelpunkt un­
serer 2. Rechtskonferenz


